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1. Einleitung - Hintergrund und Vorgehen

Seit dem Jahr 2009 führen UNHCR Deutschland und der Bundesfachverband UMF in einzelnen 
Bundesländern Gespräche mit beteiligten Institutionen zur Situation von unbegleiteten Minder-
jährigen durch. Das Ziel  ist eine Evaluation der Situation für unbegleitete Minderjährige in den 
einzelnen Bundesländern unter Berücksichtigung der verschiedenen Perspektiven der beteiligten 
Akteure auf die Situation im jeweiligen Bundesland.1

Hintergrund für die Bemühungen von UNHCR und dem Bundesfachverband ist das Fehlen von um-
fassenden Daten und einer systematischen Beschreibung des Zusammenspiels der jeweiligen Be-
hörden,  Betreuungseinrichtungen,  Vormünder,  Beratungsstellen  und  anderer  Beteiligter  beim 
Umgang mit unbegleiteten Minderjährigen. Die Ergebnisse der Gespräche fließen regelmäßig in 
einen Bericht ein, der von UNHCR und dem Bundesfachverband UMF gemeinsam erstellt wird und 
der den momentanen Sachstand in dem jeweils untersuchten Bundesland widerspiegeln soll. Diese 
Zusammenfassung soll sowohl vorbildliche als auch verbesserungswürdige Abläufe aufzeigen. Die 
Berichte können zudem als Grundlage für weitere Gespräche dienen.

Vom 10. – 12. Mai 2011 wurden dazu acht Gespräche mit Vertreter/innen verschiedener Institutio-
nen und Funktionen geführt, dies waren (in der Reihenfolge der Gespräche):

⋅ Refugio Bremen e.V. (Behandlungszentrum für traumatisierte Flüchtlinge)

⋅ Fluchtraum e.V. (Verein für private Vormundschaften)

⋅ Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Außenstelle Bremen

⋅ Rechtsanwalt

⋅ Amt für Soziale Dienste / Zentrale Aufnahmestelle

⋅ Jugendhilfeeinrichtung Peenemünder Straße

⋅ Senat für Inneres

⋅ Pflegekinder in Bremen gGmbH (PiB)

Zusätzlich wurden von der Ausländerbehörde Bremen und dem DRK-Zentrum für Schule und Beruf 
schriftlich ergänzende Informationen eingeholt, da jeweils ein persönliches Gespräch nicht zustan-
de gekommen war.

Die Gespräche dauerten in der Regel ein bis zwei Stunden und wurden schriftlich aufgezeichnet. 
Sie waren mittels eines Leitfadens strukturiert,  der u.a. folgende Themenblöcke umfasste: Erst-
kontakt,  Inobhutnahme,  Unterbringung,  Altersfestsetzung  bzw.  -schätzung,  Clearingverfahren, 
Vormundschaft, Gesundheit, Bildung, Asylverfahren. Mit allen Gesprächspartnern wurden, ange-
passt an die entsprechende Zuständigkeit, weitgehend die gleichen Themen besprochen, um die 
verschiedenen Positionen und Sichtweisen vergleichen zu können.

Die Auswertung erfolgte nach inhaltlichen Gesichtspunkten aufbauend auf  den Leitfragen. Den 
Leitfragen wurden die entsprechenden Aussagen zugeordnet und inhaltlich zusammengefasst, in 
der Regel ohne explizit die jeweiligen Quellen zu nennen - es geht vielmehr um die Darstellung des 
allgemeinen Verfahrens und der Gesamtsituation der Jugendlichen.

1 Zunächst  waren  diese  „Bundeslandbereisungen“  in  das  sogenannte  ASQAEM-Projekt  (Asylum Systems  Quality  
Assurance and Evaluation Mechanism Project  in  the Central  and Eastern European subregion)  eingebettet,  ein 
durch  EU-Gemeinschaftsmittel  gefördertes,  in  verschiedenen  europäischen  Staaten  verankertes  Projekt  zur 
Qualitätssicherung im Asylverfahren. In Deutschland wurde dieses Projekt mit dem Schwerpunkt Asylverfahren von 
UMF durchgeführt und bezog auch die Rahmenbedingungen für UMF mit ein. Seit  Ende der Projektlaufzeit  im  
Februar 2010 laufen die Evaluierungen im Rahmen eines durch EFF, UNHCR, UNO-Flüchtlingshilfe und terre des 
hommes unterstützten Projektes weiter.
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2. Statistischer Überblick

Im ersten Halbjahr 2010 wurden im Land Bremen 25 unbegleitete Minderjährige neu in Obhut ge-
nommen (21 in Bremen, 4 in Bremerhaven). Herkunftsländer waren:

Guinea (10)
Afghanistan (6)
Gambia (2)

Algerien (2)
Sierra Leone (1)
Irak (1)

Liberia (1)
Aserbaidschan (1)
Kasachstan (1)

Die Altersspanne ging von 10 Jahren (2 Fälle) bis 17 Jahren (6 Fälle). Der Großteil der Jugendlichen 
war 15 Jahre (24 Fälle) bzw. 16 Jahre (19 Fälle) alt.

Am 30.06.2010 lebten im Land Bremen 67 unbegleitete Minderjährige in Jugendhilfemaßnahmen. 
Herkunftsländer waren:

Guinea (19)
Sierra Leone (9)
Gambia (8)
Afghanistan (6)
Algerien (4)
Angola (4)

Irak (3)
Kasachstan (3)
Vietnam (2)
Aserbaidschan (1)
Elfenbeinküste (1)
Guinea-Bissau (1)

Libanon (1)
Liberia (1)
Mauretanien (1)
Nigeria (1)
Senegal (1)
Sudan (1)

Auffällig ist – im Vergleich zu Daten aus anderen Bundesländern - die Häufung von unbegleiteten 
Minderjährigen aus westafrikanischen Staaten. Die hohe Zahl westafrikanischer Minderjähriger in 
Bremen hängt möglicherweise damit zusammen, dass die Außenstelle des BAMF in Bremen in der 
Vergangenheit für die  Bearbeitung der Asylanträge aus zahlreichen westafrikanischen Staaten zu-
ständig war. Gleichzeitig hat sich der Anstieg von Minderjährigen aus Afghanistan in Bremen bis-
lang kaum bemerkbar gemacht.

3. Das Verfahren in Bremen

3.1 Ablauf des Verfahrens bei der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von unbegleiteten 
Minderjährigen

In Bremen gibt es klar geregelte Zuständigkeiten für den Ablauf von Inobhutnahme und Unter-
bringung nach der Einreise von unbegleiteten Minderjährigen. Der Ablauf ist Ergebnis eines lang-
jährigen Konsultationsprozesses aller beteiligten Behörden.

Arbeitsgrundlage  für  das  Jugendamt ist  die  Handreichung „Verfahren für  unbegleitete  minder-
jährige Flüchtlinge“ in Bremen, die seit dem Jahr 2008 besteht und regelmäßig überarbeitet wird.

Unbegleitete Minderjährige, die sich in Bremen an eine Behörde wenden oder von der Polizei auf-
gegriffen werden,  werden umgehend in  die  Zentrale  Erstaufnahmeeinrichtung (ZASt)  gebracht. 
Dort werden die Personalien festgestellt und bei erheblichen Zweifeln an den Altersangaben eine 
Alterseinschätzung vorgenommen.

In der ZASt wird entschieden, ob der/die unbegleitete Minderjährige in Bremen bleibt oder nach 
Bremerhaven verteilt wird. Grundsätzlich wird jeder fünfte Minderjährige nach Bremerhaven ver-
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teilt. Da es keine Einrichtungen für Mädchen in Bremerhaven gibt, wird bei Mädchen eine Ausnah-
me gemacht, sie verbleiben immer in Bremen. Eine Verteilung in andere Bundesländer nach dem 
EASY-System oder § 15 a AufenthG wird in Bremen nicht vorgenommen. („Bremische Regelung“).

Kommen Jugendliche in der Zentrale Erstaufnahmeeinrichtung (ZASt) an, werden sie sofort an ver-
schiedene Stellen im Jugendamt gemeldet (Amtsvormund und Sozialdienst (Case Manager)). Somit 
ist gewährleistet, dass das Jugendamt sofort von der Anwesenheit des/der unbegleiteten Minder-
jährigen erfährt. Die Minderjährigen werden in der ZASt in Einzelzimmern untergebracht, wie alle 
anderen ankommenden Personen auch. Es gibt dort keine spezielle Behandlung von Minderjähri-
gen. Die Leiterin der ZASt ist Sozialpädagogin, gibt es Probleme/Auffälligkeiten bei den Jugendli-
chen, wird sofort das Jugendamt in Kenntnis gesetzt. Die sofortige Erreichbarkeit ist gewährleistet.  
Abends und am Wochenende ist eine Betreuung jedoch nicht gewährleistet.

Männliche unbegleitete Minderjährige über 14 Jahren werden in der Regel innerhalb von drei Ta-
gen aus der ZASt in eine auf unbegleitete Minderjährige spezialisierte Jugendhilfeeinrichtung ver-
teilt.  Männliche unbegleitete Minderjährige unter 14 Jahren sowie weibliche unbegleitete Min-
derjährige werden sofort in verschiedene Jugendhilfeeinrichtungen weiterverwiesen (Anwendung 
des „Zielgruppen- und Altersgruppenprinzips“).

3.2 Altersfestsetzung

Eine Altersfestsetzung wird nur durchgeführt, wenn bei dem Erstgespräch mit einem Mitarbeiter 
der ZASt  massive Zweifel an den Altersangaben der/des Betroffenen bestehen. Sie erfolgt durch 
einen erfahrenen Mitarbeiter der ZASt mittels Inaugenscheinnahme und eines Gesprächs mit der/ 
dem Betroffenen. Diese Befragungen finden grundsätzlich montags und freitags statt, so dass die 
Aufenthalte in der ZASt drei Tage nicht überschreiten.  In besonderen Fällen sind auch Ausnahmen 
möglich und die Altersfestsetzung wird vorgezogen. Ist eine Verständigung auf englisch möglich, 
wird kein Dolmetscher herangezogen. Ist eine Verständigung ohne Sprachmittler schwierig, wird 
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zunächst versucht, andere Bewohner/innen der ZASt zum Übersetzen hinzuzuziehen. Ist dies nicht 
möglich, wird ein professioneller Dolmetscher per Telefon eingeschaltet. In dem Gespräch werden 
insbesondere biographische Daten, Fragen zum Bildungsweg und zu Familienangehörigen abge-
fragt. Es wird auch gefragt, ob Personaldokumente vorhanden sind. Die/der Betroffene wird erst 
nach dem Gespräch über den Zweck der Befragung unterrichtet. Manifestieren sich die Zweifel am 
Alter und beharrt die/der Betroffene an seiner Altersangabe, wird eine fiktive Altersfestsetzung 
durchgeführt. Das Ergebnis der fiktiven Altersfestsetzung wird in einem Vermerk dokumentiert und 
in  der  Bescheinigung  über  die  Meldung  als  Asylsuchender  (BÜMA)  festgehalten.  Es  wird  kein 
rechtsfähiger Bescheid erstellt.

In zwei Fällen wurden Betroffene zu einer medizinischen Altersbegutachtung zum Universitätsklini-
kum Eppendorf in Hamburg geschickt. In beiden Fällen wurde die Volljährigkeit festgestellt.

Eine Korrektur des Alters kann auch später noch beim Erstgespräch mit dem Amtsvormund durch 
das Jugendamt vorgenommen werden. Dies geschieht nur sehr selten, ca. einmal im Jahr. Im ersten 
Halbjahr 2010 wurde in zehn Fällen eine fiktive Altersfestsetzung durchgeführt (neun männliche 
und eine weibliche Person). Im gleichen Zeitraum wurden 18 Minderjährige an das Jugendamt ge-
meldet. Darunter waren auch zwei Personen, die in einem anderen Bundesland (Hamburg) als voll-
jährig eingeschätzt und nach Bremen umverteilt worden waren. Hier wurde nach Nachricht durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) die fiktive Alterseinschätzung aufgehoben 
und das glaubhaft gemachte Geburtsdatum amtlich festgestellt. Die Betroffenen wurden in Obhut 
genommen. 

Nach Angaben des Senats für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales gab es keine nach-
träglichen Altersänderungen von Personen, die in Bremen auf  volljährig geschätzt  wurden,  z.B. 
durch Vorlage von Dokumenten oder Ergebnissen einer medizinischer Untersuchung. Nach Anga-
ben des Senats wurden auch durch das BAMF keine Änderungen des Alters vorgenommen (außer 
in den beiden oben genannten Fällen von außerhalb).

3.3 Inobhutnahme

In Bremen werden alle unbegleiteten Minderjährigen in Obhut genommen. Es wird keine Unter-
scheidung zwischen nach dem Aufenthalts- und Asylverfahrensgesetz handlungsfähigen Minder-
jährigen (ab 16 Jahren) und handlungsunfähigen Minderjährigen (unter 16 Jahren) vorgenommen. 
Rechtliche Grundlage ist § 42 SGB VIII, der insoweit keine Differenzierung vorsieht. Die unbeglei-
tete Einreise ist vielmehr eigenständiges Inobhutnahmekriterium2. Die Inobhutnahme erfolgt aller-
dings erst nach der Aufnahme und der Feststellung der Personalien in der ZASt und der Zuweisung 
nach Bremen bzw. Bremerhaven. Dieser Prozess dauert bei männlichen über 16-jährigen Jugendli-
chen in der Regel bis zu drei Tage. 

Die Inobhutnahme in Bremen (Stadt) erfolgt anschließend grundsätzlich in Kinder- und Jugend-
hilfeeinrichtungen, gleiches gilt für Bremerhaven. Für Minderjährige ab 14 Jahren stehen die spe-
zialisierten Einrichtungen in der Peenemünder Straße (ASB) und die Hans-Wendt-Stiftung (zum 
Zeitpunkt  der  Gespräche war  sie  aufgrund eines  Feuerschadens geschlossen und wurde daher 
nicht besucht) zur Verfügung. Mädchen und Jungen unter 14 Jahren werden im regulären Jugend-
hilfesystem der Freien Hansestadt Bremen untergebracht.

Die Mitarbeitenden der Jugendhilfeeinrichtungen führen ein Erstgespräch durch. Von diesem Erst-
gespräch wird ein Protokoll angefertigt, das dem Jugendamt zugeleitet wird. Aufgrund dieser An-
gaben wird dann die Vormundschaft beim Amtsgericht beantragt.

2 Siehe Handreichung  „Verfahren für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ in Bremen, Stand 04.03.2011, 450-2-2.
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3.4 Vormundschaft

Es wird generell eine Amtsvormundschaft eingerichtet, die später in begründeten Einzelfällen in 
eine Vormundschaft durch eine Privatperson umgewandelt wird. Die Amtsvormundschaften wer-
den von einer Jugendamtsmitarbeiterin übernommen, die schon seit Jahren auf die Klientel von 
unbegleiteten Minderjährigen spezialisiert ist und gegenwärtig 61 Vormundschafen für UMF führt; 
8 davon sind unbekannten Aufenthaltes, die Vormundschaft wird aber nicht beendet , da das Für-
sorgebedürfnis weiter besteht. Die Vormundschaft wird unmittelbar nach der Unterrichtung über 
die Ankunft eines Minderjährigen durch das Jugendamt  beantragt und in der Regel vom Familien-
gericht ohne mündliche Verhandlung angeordnet. Es gab in letzter Zeit jedoch einen Fall, in dem 
der Familienrichter die Minderjährige zur mündlichen Verhandlung geladen hat. Es besteht gene-
rell  ein  Vertrauensverhältnis  zwischen  Amtsvormund  und  Amtsgericht.  Die  Vormundschafts-
bestellung geschieht innerhalb von zwei bis vier Wochen. 

Die  Amtsvormündin  sieht  ihre  Mündel  zum  Teil  bevor  sie  von  der  ZASt  in  die  Jugendhilfe-
einrichtungen kommen. Später findet in der Einrichtung ein ausführliches Erstgespräch statt. Die 
Amtsvormündin hat einmal im Monat Sprechstunde in der Einrichtung in der Peenemünder Straße. 
Während die Betreuer/innen in den Einrichtungen die alltäglichen Aufgaben bei der Betreuung der 
Jugendlichen übernehmen, und auch die Begleitung in die Anhörungen beim Bundesamt in der Re-
gel durch die Betreuer übernommen wird (in Einzelfällen jedoch auch durch die Amtsvormündin), 
finden die Hilfeplangespräche immer in Anwesenheit der Amtsvormündin statt. Sie wird von Seiten 
des Jugendamtes durch pädagogische Casemanager unterstützt.

In Bremen wurden in der Vergangenheit für einzelne Fälle, in denen sich das Asylverfahren als  
schwierig  herausstellte,  Ergänzungspflegschaften  eingerichtet.  In  einem  Fall  in  jüngerer  Ver-
gangenheit wurde der Antrag jedoch vom Amtsgericht mit der Begründung abgelehnt, der Amts-
vormund könne dies selbst abdecken.

Nach einiger Zeit werden Vormundschaften auch an Privatvormünder abgegeben. In Bremen gibt 
es auf der einen Seite den Verein Fluchtraum e.V., der Privatpersonen für Vormundschaften speziell 
für unbegleitete Minderjährige anwirbt und ehrenamtlich betreut. Fluchtraum wirbt auch Mento-
ren für die Jugendlichen an (zur Zeit 6-7 Vormünder und Mentoren). Wenn sich der Kontakt zwi-
schen Mentor und Jugendlichem gut entwickelt und dies von beiden Seiten gewünscht ist und 
auch von dem Amtsvormund für gut geheißen wird, kann die Mentorenschaft in eine private Vor-
mundschaft münden. 

Neben Fluchtraum wirbt auch ProCuraKids, ein Kooperationsprojekt des Deutschen Roten Kreuzes 
Kreisverband Bremen e.V. mit dem Amt für Soziale Dienste Bremen Ehrenamtliche für Einzelvor-
mundschaften für Kinder und Jugendliche, allerdings nicht spezialisiert auf Vormundschaften für 
unbegleitete Minderjährige. Die Vormünder werden professionell  geschult und anschließend an 
das Jugendamt vermittelt. Fluchtraum wurde bislang einmal in die Fortbildung von Vormündern 
für die spezifische Klientel von unbegleiteten Minderjährigen eingebunden.

Die Amtsvormündin entscheidet, für welche ihrer Mündel ein Privatvormund in Frage kommt. We-
sentlich für diese Entscheidung ist der Wunsch des betroffenen Jugendlichen, das Alter (keine Ein-
zelvormundschaften noch kurz vor der Volljährigkeit) und dass sie keine Probleme haben, die Vor-
münder überfordern könnten, wie z.B. Berührung mit Drogen. Zwar gibt es das Bestreben, Vor-
münder aus dem Kulturkreis der Jugendlichen zu finden, dies ist jedoch extrem schwierig.

3.5 Unterbringung in der Einrichtung des ASB in der Peenemünder Straße

Die Einrichtung in der Peenemünder Straße besteht schon seit vielen Jahren. Sie war zunächst als  
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Aufnahmeeinrichtung  gemäß  §  44  AsylVfG  ge-
führt worden. Im Jahr 2008 hat sich dies geän-
dert,  und  sie  wurde  als  Jugendhilfeeinrichtung 
mit  entsprechender  (zunächst  vorläufiger)  Be-
triebserlaubnis  ausgestattet.  Im  Zuge  dessen 
wurde  das  Personal  aufgestockt  und  die  Aus-
zahlung von Taschengeld, Essensgeld und Kleider-
geld erhöht. Die Jugendlichen erhalten somit kei-
ne  Leistungen  analog  Asylbewerberleistungsge-
setz, sondern nach Jugendhilfestandards. Es gibt 
einen Personalschlüssel  von 1:3. Die zusätzliche 
Nachtbereitschaft  (21.00  bis  7.00  Uhr  und  am 
Wochenende bis 13.00 Uhr) wird durch studen-
tische  Hilfskräfte  abgedeckt  mit  einem  zusätz-

lichen telefonischen Bereitschaftsdienst der pä-
dagogischen Kräfte.

Die Einrichtung hat  32 Plätze sowie Überhang-
plätze. Im letzten Jahr war die Einrichtung auf-
grund der steigenden Zahlen erweitert worden. 
Es werden hier männliche Jugendliche ab 14 Jah-
ren untergebracht. Die Jugendlichen sind in vier 
Gruppen aufgeteilt. 20 Jugendliche in zwei Grup-
pen a  10  Personen  wohnen  im Hauptgebäude 
und  jeweils  6  Jugendliche  in  zwei  Ver-
selbständigungsgruppen  in  einem  Nebenge-
bäude. Alle Jugendlichen haben Einzelzimmer, es 
sei  denn sie  wünschen eine Zweibettbelegung. 
Bei Neueinstellungen werden nur noch ausgebil-

dete Sozialpädagogen berücksichtigt, in der Vergangenheit waren auch muttersprachliche Betreuer 
ohne pädagogische Ausbildung eingestellt  worden.  Das  Team ist  multilingual,  es wird englisch, 
französisch, türkisch, russisch und dari gesprochen.

Die Einrichtung gilt als Inobhutnahmestelle. Sie wird aber nur tätig, wenn sie vom Jugendamt be-
auftragt wird. Meldet sich ein Jugendlicher direkt in der Einrichtung, wird er zunächst an das Ju-
gendamt vermittelt, das ihn erst in die ZASt schickt. Bei eine Neuaufnahme in der Einrichtung wird 
ein  Erstgespräch  geführt,  das  protokolliert  wird.  Dies  ist  die  Grundlage  für  die  Vormund-
schaftsbestellung. 

Die Einrichtung versteht sich nicht als Clearing-
einrichtung, da ein ausführliches Clearing unter 
den gegebenen Voraussetzungen nicht geleistet 
werden könne. Dennoch übernimmt die Jugend-
hilfeeinrichtung viele der Aufgaben, die in einem 
Clearingverfahren  notwendig  sind.  So  werden 
die Jugendlichen von einem Hausarzt, mit dem 
die  Einrichtung  zusammenarbeitet,  untersucht. 
Es werden Gespräche geführt, und wenn psychi-
sche Auffälligkeiten zutage treten wird der Kon-
takt zu Refugio hergestellt. Es wird der Bildungs-
stand erfragt und der Jugendliche wird in eine 

Evaluation Bremen B-UMF/UNHCR 77

Gemeinschaftsraum der Verselbständigungsgruppe

Die Küche der Verselbstständigungsgruppe

Das Gebäude der Verselbständigungsgruppen



Schule vermittelt (mehr hierzu siehe unten). Der erzieherische Bedarf wird festgestellt und Gesprä-
che zu den Fluchtgründen werden geführt. 

Bezüglich  der  weiteren  Unterbringung  ist  zumindest  bei  den 
männlichen  Jugendlichen  das  Angebot  beschränkt.  Entweder 
sie verbleiben in der Peenemünder Straße mit der Möglichkeit, 
in eine Verselbständigungsgruppe zu wechseln oder sie werden 
in der Einrichtung der Hans-Wendt-Stiftung aufgenommen, die 
vor kurzem eröffnet hat (zur Zeit aber wegen Brandschaden ge-
schlossen ist).  Es gibt noch eine Wohngruppe des DRK mit 5 
Plätzen,  wo Jugendliche ab 16 Jahren aufgenommen werden 
können.

Die Jugendlichen in der Einrichtung in der Peenemünder Straße 
verpflegen sich selbst, in jedem Gebäude gibt es eine eigene 
Küche. Dies erleichtert es, die kulturellen Essgewohnheiten der 
Jugendlichen zu berücksichtigen und es fördert gleichzeitig ihre 
Selbständigkeit. Die Jugendlichen gleicher kultureller Herkunft 
kochen auch häufiger  zusammen.  Die  Jugendlichen überneh-
men auch Aufgaben wie Putzen, dennoch kommt an zwei Tagen 
in der Woche zusätzlich eine Reinigungskraft. 

Es gibt keine festen Anwesenheitsregelungen in der Unterkunft. 
Es gilt das Jugendschutzgesetz.  Durch den Schulbesuch haben die Jugendlichen eine feste Tages-
struktur. Dies wird dadurch ergänzt, dass viele Jugendliche in Sportvereinen aktiv sind, zudem gibt 
es wechselnde Freizeitangebote (Theater, Kunst, Computerkurse etc.) in der Unterkunft. Zusätzlich 
zum Deutschunterricht in der Schule erhalten die Jugendlichen Deutschunterricht in der Einrich-
tung. Hierzu kommt ein Deutschlehrer für 2 Stunden an fünf Tagen in der Woche in die Einrichtung.

3.6 Unterbringung in Pflegefamilien

In der Stadt Bremen wird seit einiger Zeit (2010) verstärkt darauf gesetzt, unbegleitete Minder-
jährige  in  Pflegefamilien  unterzubringen,  wenn dies  als  die  im Einzelfall  angemessene  Jugend-
hilfemaßnahme erscheint. In Bremen ist das Pflegekinderwesen im Jahr 2002 aus dem Amt für So-
ziale Dienste ausgegliedert und an den gemeinnützigen und freien Träger PiB gGmbH vergeben 
worden. Die Gesellschaft  akquiriert,  qualifiziert,  vermittelt und berät Pflegefamilien. Finanziert 
wird sie durch öffentliche Gelder.3 Um die Idee, auch unbegleitete Minderjährige in Pflegefamilien 
unterzubringen sinnvoll umzusetzen, wurde PiB zunächst vom Amt für Soziale Dienste beauftragt, 
ein entsprechendes Konzept für „Kinder im Exil“ als einen eigenständigen Bereich innerhalb der 
Fachabteilung Vollzeitpflege zu erarbeiten.4 

Zur Implementierung und Begleitung wurde dann im September 2009 eine Mitarbeiterin von PiB 
speziell damit betraut, Familien zu werben, die sich vorstellen können, unbegleitete Kinder bei sich 
aufzunehmen, bzw. diese Familien im Weiteren intensiv zu betreuen. Die Werbung konzipiert und 
trägt die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit. Die fachliche Außenvertretung sowie die Netzwerkarbeit 
mit Multiplikatoren liegt im Bereich Kinder im Exil.

Bevor Pflegestellen bzw. -familien einen jugendlichen Flüchtling aufnehmen, durchlaufen sie ein 
spezifisches Schulungsprogramm. Erst nach Abschluss der entsprechenden Schulungsblöcke wer-
den Minderjährige  an  die  Pflegeeltern  vermittelt.  Für  den Umgang mit  unbegleiteten Minder-

3 Weitere Informationen unter: www.pib-bremen.de.
4 Siehe PiB: Konzeption „Kinder im Exil“, Vollzeitpflege für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, 2010 , im Internet 

unter: http://www.pib-bremen.de/images/stories/broschueren/konzeption%20umf%2005%2008%202010.pdf.
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jährigen wurde ein spezifisches Aufbauschulungsprogramm entwickelt. Es gibt einen engen Aus-
tausch und Beratung der Familien, Hausbesuche und begleitende Fortbildungen (zu spezifischen 
Fragestellungen oder zu aufenthaltsrechtlichen Aspekten). Es gibt einen engen Austausch mit Refu-
gio Bremen, insbesondere wenn die Jugendlichen, die in Pflegefamilien leben, psychische Proble-
me haben. 

Zur Zeit sind drei unbegleitete Minderjährige in Pflegefamilien untergebracht, mit der Stadt ist die 
Unterbringung von fünf unbegleiteten Minderjährigen in Pflegefamilien vereinbart. PiB kann je-
doch erst dann tätig werden, wenn das Casemanagement des Amtes für Soziale Dienste eine ent-
sprechende Anfrage an PiB stellt. Räumliche Voraussetzung für die Aufnahme eines Pflegekindes 
ist die Bereitstellung eines Einzelzimmers. Die Familie erhält ein Pflegegeld, das eine Sachkosten-
pauschale sowie eine Aufwandsentschädigung umfasst.  Der Pflegesatz entspricht dem ortsübli-
chen Satz für Pflegekinder sowie dem halben Kindergeld. 

Als Pflegefamilien besonders angesprochen werden Familien mit einem gemischt kulturellen Hin-
tergrund und Erfahrung im Umgang mit jungen Menschen. Bislang wurde jede Anfrage des Case-
managements  mit  einer  erfolgreichen Vermittlung in  eine  Pflegefamilie  beendet.  Familien,  die 
einen jungen Flüchtling bei sich aufnehmen wollen, müssen sich im Vorfeld auf viele neue Situatio-
nen einstellen. Dazu gehören unter anderem der Umgang mit  Sprachbarrieren, die Lebenssituati -
on einen Heranwachsenden mit einem fremden kulturellen Hintergrund und die Sorge, durch das 
Schicksal der Jugendlichen überfordert zu sein. Jede Pflegefamilie wird fachlich auf ihre Eignung 
geprüft. Dies entspricht dem Auftrag des Jugendhilfegesetzes und betrifft jedes einzelne Vollzeit-
pflegeverhältnis. 

Die Pflegeeltern übernehmen in der Regel nicht die Vormundschaft, sondern die bisherige (Amts-)  
vormundschaft bleibt bestehen.

3.7 Asyl- und ausländerrechtliches Verfahren

Es ist positiv hervorzuheben, dass es in Bremen kaum bis gar nicht vorkommt, dass handlungs-
fähige Minderjährige noch vor der Vormundschaftsbestellung und der Inobhutnahme und damit 
vor einer gründlichen Beratung zu einer Asylantragstellung bewegt werden und dies, obwohl die 
Jugendlichen in den ersten Tagen nach ihrer Ankunft in der ZASt untergebracht sind. Grund sind 
Absprachen der Behörden, die Jugendlichen zunächst in Obhut zu nehmen. Für alle Jugendlichen 
wird daher zunächst bei der Ausländerbehörde eine Duldung beantragt. 

Dazu vereinbaren die Mitarbeitenden der Jugendhilfeeinrichtung, bei der der/die Jugendliche un-
tergebracht ist, mit der Ausländerbehörde einen Termin zur Vorsprache. Sollte der Minderjährige 
über 14 Jahre alt sein, wird von der Ausländerbehörde über die Polizei eine ED-Behandlung veran-
lasst. Dann wird in der Regel eine Duldung ausgestellt, bis eine Vormundschaft eingerichtet ist. Der 
Vormund beantragt dann in der Regel Asyl.

Sollte der/die Minderjährige zunächst von der Polizei aufgegriffen werden, wird er/sie bei der Ver-
nehmung in der Regel gefragt, ob er/sie einen Asylantrag stellen möchte bzw. Probleme im Hei-
matland hat. In der Regel wird aufgrund der Minderjährigkeit keine Haft beantragt. Im Normalfall 
äußern die Minderjährigen bei der Polizei ein Asylbegehren. Sie werden dann von der Polizei zur 
ZASt gebracht, wo die Inobhutnahme veranlasst wird. 

Normalerweise sind beim Gespräch bei der Ausländerbehörde keine Dolmetscher anwesend, die 
Übersetzung erfolgt in der Regel durch die Betreuer des ASB/der AWO, die die Jugendlichen beglei-
ten. Die meisten unbegleiteten Minderjährige stammen aus westafrikanischen Ländern und sind in 
der Lage, sich auf englisch oder französisch zu verständigen.

Sollte eine Verständigung nicht möglich sein (oder erfolgt der Erstkontakt über die Polizei) so wird 

Evaluation Bremen B-UMF/UNHCR 99



von der Ausländerbehörde oder der Polizei in der Regel über Übersetzungsbüros ein Dolmetscher 
organisiert. Qualifizierung dieser Dolmetscher erfolgt über das Übersetzungsbüro.

Es ist politischer Konsens in Bremen, dass unbegleitete Minderjährige über 16 Jahren nicht in an-
dere Bundesländer verteilt werden, obwohl dies rechtlich möglich wäre. Schwierigkeiten tauchen 
nach Angaben des Jugendamtes in der Zusammenarbeit mit anderen Bundesländern dann auf, 
wenn Jugendliche, die in Bremen behördlich gemeldet sind, zu ihren Verwandten in ein bestimm-
tes Bundesland umverteilt werden wollen. Einige Bundesländer seien hier sehr unkooperativ, ob-
wohl die Umverteilung ja zum Wohle des Kindes wäre und der/die Jugendliche sogar auf die Quote  
angerechnet werden könne.

Das Jugendamt in Bremen erwartet aufgrund der Rücknahme der Vorbehaltserklärung der Bundes-
regierung zur UN-Kinderrechtskonvention eine Rechtsänderung bezüglich der Handlungsfähigkeit 
ab 16 Jahren. Es sieht keinen Anlass für  eine unterschiedliche Behandlung von Minderjährigen 
über und unter 16 Jahren bezüglich Unterstützung der Jugendlichen in ihren aufenthalts- und asyl-
rechtlichen Belangen.

Während die  Aufnahmeeinrichtung mit  dem/der  Jugendlichen die  Fluchtgeschichte  aufarbeitet 
und sie/ihn auf ein mögliches Asylverfahren vorbereitet, führt auch der Amtsvormund mit seinem 
Mündel Gespräche und entscheidet letztlich, ob ein Asylantrag gestellt wird. Dieser Prozess kann 
einige Wochen dauern. Bei Jugendlichen, die traumatisierende Erlebnisse hinter sich haben, kann 
dieser Prozess auch länger dauern, da zunächst eventuell eine Stabilisierung erreicht werden muss. 
In solchen Fällen wird Refugio eingeschaltet. In - nach Ansicht des Vormunds - aussichtslosen Fäl-
len wird seit einiger Zeit kein Asylantrag mehr gestellt, sondern ein Antrag auf Aufenthaltserlaubnis 
bei der Ausländerbehörde. Bisher wurde keiner dieser Anträge entschieden, so dass es hier noch 
keine Erfahrungen mit dem Verfahren gibt. 

Während die Vormündin einige Mündel zur Anhörung begleitet5, 
erfolgt die Begleitung in den anderen Fällen durch die Betreuer. 
Die Bundesamtsaußenstelle in Bremen unterscheidet nicht, ob 
ein Vormund oder Betreuer an der Anhörung teilnimmt. Beide 
haben das  Recht,  Nachfragen zu stellen oder Ergänzungen zu 
machen. 

Die Asylantragstellung selbst erfolgt auf schriftlichem Wege. Der 
Termin zur Anhörung erfolgt in der Regel 2-4 Wochen nach der 
Asylantragstellung  und  wird  mit  dem Vormund oder  den Be-
treuern abgestimmt. Rechtsanwälte werden bei Minderjährigen 
in der Regel nicht beauftragt und kommen daher auch nicht mit 
in die Anhörung. Zu Wartezeiten kommt es in der Regel nicht, da 
an diesem Tag nur eine Anhörung durchgeführt wird. Kommen 
Jugendliche aus Bremerhaven,  wird die Anhörung nicht gleich 
auf 8 Uhr terminiert, so dass die Anreise gut möglich ist. Unmit-
telbar vor der Anhörung erfolgt die erkennungsdienstliche Be-
handlung.

Der Ablauf des Verfahrens ist eingespielt und Ergebnis einer Ab-
sprache, die 1993 nach längeren Gesprächen getroffen wurde und seitdem leicht verändert fortgilt. 
Im Moment gibt es keinen regelmäßigen Austausch der Behörden, da keine Notwendigkeit hierfür 
gesehen wird. Gibt es Schwierigkeiten, wird informell der Kontakt zu der anderen Behörde gesucht 

5 Überwiegend weibliche Jugendliche, die geschlechtsspezifische Verfolgung vortragen. In diesen Fällen wird auf-
grund einer Vereinbarung seit 2004 in der BAMF-Außenstelle Oldenburg angehört, weil geschultes weibliche 
Entscheiderinnen in Bremen nicht zur Verfügung stehen.
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und das Problem besprochen.

Bei der Gestaltung der Anhörung wird auf das Alter und den Bildungsstand der Jugendlichen Rück-
sicht genommen. Da gerade bei  den afrikanischen Jugendlichen oft das Herkunftsland in Frage 
steht, werden in der Anhörung allgemeine Fragen zum Herkunftsland gestellt, die auch das Alter 
berücksichtigen (Radiosender, Fußballclubs…). Bei Zweifeln wird zusätzlich ein Sprachgutachten er-
stellt. 

Die westafrikanischen Jugendlichen geben überwiegend an, mit dem Schiff eingereist zu sein. Kei-
nem Gesprächspartner war jedoch ein Fall aus den letzten Jahren bekannt, bei dem eine Schiffs-
schleusung bekannt wurde, so dass dies zumindest in dieser Häufigkeit angezweifelt wird. Anderer-
seits gibt es – mit Ausnahme der afghanischen Jugendlichen kaum EURODAC-Treffer aus anderen 
Mitgliedstaaten, so dass die Reiseroute in den meisten Fällen unklar bleibt. Dies wirkt sich jedoch 
nicht auf die Prüfung der Fluchtgründe aus.

Da die Außenstelle Bremen für viele Herkunftsländer der unbegleiteten Minderjährigen nicht zu-
ständig ist, werden diese Akten zur Bearbeitung in die entsprechenden Außenstellen übersandt. 
Werden Entscheidungen in Bremen getroffen, so geschieht das in der Regel innerhalb von zwei bis 
vier Monaten, wurde eine Sprach- und Textanalyse angefertigt, dauert es zur Bescheidung länger. 

Es  gibt  keinen  institutionalisierten  Austausch  zwischen  Bundesamt  und  Nichtregierungsorgani-
sationen, jedoch die Bereitschaft, schwierige Einzelfälle gemeinsam zu lösen. Die Zusammenarbeit 
mit refugio wird von allen Seiten als ausbaufähig beschrieben. 

Von einigen Seiten wurde kritisiert, dass bei komplexeren Fluchtgeschichten und Fällen, bei denen 
mehrere Akteure zusammenarbeiten (z.B. Vormund, Casemanager, Betreuer, Refugio) unklar sei, 
wer die letztlich koordinierende Funktion im Asylverfahren übernimmt.

3.8 Dublin-Verfahren

In den letzten zwei Jahren wurden insgesamt vier unbegleitete Minderjährige im Rahmen des so-
genannten Dublin II-Verfahrens in andere europäische Länder (Schweiz, Niederlande, Österreich) 
rücküberstellt, nachdem bekannt geworden war, dass sie dort bereits ein Asylverfahren betrieben 
hatten. Die Jugendlichen waren zwischen 16 und 17 Jahren alt.

Der Vormund, die Betreuer und der/die Betroffene selbst werden vorab informiert. Der/die Ju-
gendliche wird aus der Einrichtung abgeholt, bzw. wurde er in der Vergangenheit in einigen Fällen  
vom Betreuer direkt zum Flughafen gebracht, wo ein Vertreter der Ausländerbehörde dazukam. 
Über das BAMF wird mit dem zuständigen Land geklärt, ob eine altersgerechte Unterbringung dort 
möglich ist.

Berichtet wurde zudem von einem kurdischen Jugendlichen aus der Türkei, der nach Tschechien 
überstellt wurde. Afghanische Jugendliche hätten manchmal EURODAC-Treffer für Griechenland, 
aber nachdem dorthin zur Zeit nicht rücküberstellt wird, sind diese Fälle unproblematisch. 

3.9 Psychische Gesundheit und Möglichkeiten der therapeutischen Behandlung

Die Jugendhilfeeinrichtung in der Peenemünder Straße arbeitet eng mit Refugio zusammen, wenn 
Jugendliche mit psychischen Auffälligkeiten in der Einrichtung sind. Refugio ist seit einigen Jahren 
mit der Thematik der unbegleiteten Minderjährigen vertraut,  und seit einigen Jahren wird eine 
kleine Gruppe von unbegleiteten Minderjährigen betreut und therapiert, zunächst überwiegend 
männliche unbegleitete Minderjährige, inzwischen auch weibliche, die geschlechtsspezifische Ver-
folgung vortragen. In der Regel wird zunächst ein ausführliches Erstgespräch geführt, bei dem fest-
gestellt werden soll, ob es einen Bedarf an psychosozialer oder psychotherapeutischer Hilfe gibt. 
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Ist dies der Fall, muss überlegt werden, wie der Zugang zu diesen Hilfen gewährleistet wird. Bei Re-
fugio gibt es in der Regel längere Wartezeiten, ambulante Therapien würden zwar in der Regel be-
zahlt werden, allerdings gibt es zu wenige geeignete Therapeuten, die gewohnt sind, Flüchtlinge zu 
behandeln und die auch mit Dolmetschern arbeiten können und wollen. Da die Dolmetscherkosten 
nicht von der Krankenkasse übernommen werden, stellt dies ein weitere Hindernis dar. Zum Teil 
hat Refugio aus diesen Gründen auch schon Gruppentherapie angeboten. 

Wichtig ist, dass nicht alle Jugendlichen, die traumatisierende Ereignisse erlitten hatten, auch the-
rapiebedürftig sind. Kontinuierliche Bezugspersonen in einer Betreuungseinrichtung oder andere 
Formen von Sicherheit und Geborgenheit, ein stabiles Umfeld etc. können ein Umfeld schaffen, das 
es Jugendlichen ermöglicht, mit ihren Erlebnissen fertig zu werden. Eine Therapie sollte eigentlich 
erst angefangen werden, wenn auch der Aufenthalt gesichert ist. Ein generelles Screening zur Iden-
tifizierung von traumatisierten Personen lehnt Refugio ab. Im Clearingverfahren sei es aber natür-
lich notwendig und sinnvoll, entsprechende Fragen nach Schlafstörungen etc. zu fragen.

Pro Jahr kommen zwischen 10 und 20 unbegleitete Minderjährige zu Refugio, auch aus Nieder-
sachsen. Kontakt wird meist über die Betreuer hergestellt, manchmal auch über die Lehrer. 

Die Jugendlichen kommen in einem für die Therapie schwierigen Alter, nämlich in ihrer Pubertät in  
die Therapie. Die Schwelle, sich in Therapie zu begeben, ist gerade in diesem Alter sehr hoch. Oft 
verstehen die Jugendlichen erst sehr viel später, was Therapie eigentlich bedeutet.

Derzeit kommen vermehrt junge Menschen aus Afghanistan, die oft erhebliche psychische Proble-
me haben. Dies hat bei Betreuern und anderen Personen, die mit den Jugendlichen Kontakt haben, 
vermehrt zu Unsicherheit im Umgang mit diesen Jugendlichen geführt. Refugio hat hierauf reagiert 
und bietet seit April 2011 erstmals ein Fortbildungscurriculum über drei Tage mit insgesamt 36 Un-
terrichtsstunden für den Umgang mit traumatisierten Jugendlichen an. Zielgruppe sind Personen, 
die professionell mit jungen Flüchtlingen arbeiten (z.B. als Betreuer). Das Angebot wurde sehr gut 
angenommen.

3.10 Zugang zu Schule

Die Schulpflicht dauert in Bremen 12 Jahre und endet spätestens zum Ende des Schuljahres, in 
dem der/die Betreffende 18 wird. Sie endet vor Ablauf von 12 Jahren, wenn der/die Schüler/in 
einen mindestens einjährigen beruflichen Bildungsgang erfolgreich beendet hat. Jugendliche aus 
der Einrichtung in der Peenemünder Straße können je nach Alter Brückenkurse in einer nahegele-
genen Schule besuchen. Bei der Eingliederung in die Regelklassen spielt jedoch die Vorbildung eine 
Rolle. Müssten die Jugendlichen aufgrund geringer Vorbildung in eine untere Klasse eingegliedert 
werden, so wird dies aufgrund des stark divergierenden Alters zum Altersdurchschnitt in der Klasse 
zum Teil abgelehnt. 

Die Jugendlichen, die aufgrund ihres Alters oder der geringen Vorbildung nicht mehr die Regel-
schule besuchen können, werden an der Allgemeinen Berufsschule Bremen (ABS) beschult, und 
zwar in Berufswahlorientierungskursen mit Sprachförderung (SP-Klassen). Es handelt sich hier um 
eine Schule zur vorberuflichen Qualifizierung, in der die Flüchtlingsjugendlichen dann eingeschult  
werden, wenn sie aufgrund ihres Alters und Sprachstands nicht mehr in die Regelschule einge-
schult werden können: Jugendliche, die die (lateinische) Schriftsprache nicht beherrschen, werden 
in Brückenkursen alphabetisiert. Die Kurse an der ABS haben auch berufsbezogene Inhalte, wahl-
weise „Metalltechnik“ oder „Ernährung, Hauswirtschaft und Textiltechnik“. An der ABS können die 
Jugendlichen einen SP-Abschluss erwerben, bei entsprechenden Leistungen auch einen (einfachen) 
Hauptschulabschluss. 

Danach können sie entweder an eine Berufsfachschule wechseln oder an der ABS verbleiben, um 
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dort – gemeinsam mit in Deutschland herangewachsenen Jugendlichen - noch den erweiterten 
Hauptschulabschluss  zu  erwerben.  In  der  Regel  gibt  es  aber  an  den  Berufsfachschulen  keine 
Deutsch-Förderklassen, so dass die Jugendlichen hier häufig scheitern. Die Mehrzahl der männ-
lichen Jugendlichen wechselt an die Berufsschule für Metalltechnik, auch wenn dies nicht der Mo-
tivation und Eignung entspricht. Dementsprechend ist die Abbrecherquote dort hoch.

Von einigen Gesprächsteilnehmern wurde angemerkt, dass die Beschulung in der ABS für die unbe-
gleiteten Minderjährigen nicht optimal  sei.  Dies liege zum einen daran,  dass die unbegleiteten 
Minderjährigen, die häufig sehr motiviert seien, auf Schüler mit Motivations- und Disziplinschwie-
rigkeiten stoßen würden. Häufig würden auch die angebotenen berufsbezogenen Inhalte nicht mit 
den Interessen der Jugendlichen zusammenpassen. Zwar sei durch die Einführung von § 18a Auf-
enthG und durch den Erlass zu § 25 Abs. 5 AufenthG6 für Jugendliche mit Ausbildung und Arbeits-
stelle eine reelle Bleibeperspektive eröffnet worden, es sei jedoch schwierig, unter den gegebenen 
Umständen dieses Ziel zu erreichen. Dennoch sei es gut, dass eine Beschulung grundsätzlich gege-
ben sei. 

Das Bremer und Bremerhavener Integrations-Netz (BIN) wird ab Sommer 2011 Förderunterricht 
für berufsbezogenes Deutsch anbieten, damit die Jugendlichen befähigt werden, auch reguläre Be-
rufsfachschulen zu besuchen.

Um der Schulbehörde den Beschulungsbedarf mitzuteilen, würden regelmäßig anonymisierte Da-
teien mit allen unbegleiteten Minderjährigen an die Schulbehörde übersandt.  Nicht-registrierte 
("illegale") Flüchtlinge können in Bremen nicht die Schule besuchen, da nur solche Jugendliche be-
schult werden, die polizeilich gemeldet sind.

Nach Auskunft  der Ausländerbehörde kann bei  fehlender Mitwirkung bei  der Passersatzpapier-
beschaffung theoretisch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit versagt werden, dies wird in der Pra-
xis jedoch kaum erfolgen, da der Minderjährige in der Regel nicht nur wegen Passlosigkeit geduldet 
wird.

3.11 Beendigung der Unterbringung in der Jugendhilfe

In wenigen Fällen wird in dem Jugendhilfeplangespräch schon vor Vollendung des 18. Lebensjahres 
festgestellt, dass kein Jugendhilfebedarf mehr besteht, bzw. dass eine weitere Unterbringung in ei-
ner Jugendhilfeeinrichtung nicht notwendig ist. In diesen Fällen muss der/die Betroffene in eine 
Gemeinschaftsunterkunft umziehen, es sei denn, er/sie lebt schon seit einem Jahr in Bremen und 
hat daher die Genehmigung, in eine Wohnung umzuziehen.7 Aufgrund des schwierigen Wohnungs-
marktes ist dies jedoch nicht immer möglich. Der/die Jugendliche wird in jedem Fall bis zur Voll -
endung des 18. Lebensjahrs durch ambulante Jugendhilfe betreut. 

Jugendliche, die das 18. Lebensjahr vollenden, müssen ebenfalls in der Regel ausziehen. Hier gel -
ten die gleichen Regeln: Leben sie schon ein Jahr in Bremen, können sie sich um eine eigene Woh-
nung bemühen, ist dies nicht der Fall, müssen sie in eine Gemeinschaftsunterkunft ziehen. Hilfe für 
junge Volljährige wird nur in seltenen Fällen für einen relativ kurzen Zeitraum gewährt.

6 Unzumutbarkeit der Aufenthaltsbeendigung, wenn die soziale und wirtschaftliche Integration des Ausländers zu  
einer  starken  Verwurzelung  im  Bundesgebiet  geführt  hat,  siehe  Erlass  vom  17.09.2010,  im  Internet  unter:  
http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/%A7%2025%20Aufenthaltsgesetz%20-%20Aufenthalt
%20aus%20humanit%E4ren%20Gr%FCnden%20%28e10-09-03%20vom%2017.09.2010%29.pdf

7 Entscheidung der Sozialdeputation vom 17.03.2011, wonach die Mindestdauer des Aufenthalts in Gemeinschafts-
unterkünften für Asylbewerber und Geduldete auf 12 Monate gesenkt wurde. Danach können sich die Betroffenen  
auf dem freien Wohnungsmarkt um eine Wohnung bemühen.
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3.12 Räumliche Beschränkung

Mit Erlass vom 26.01.2009 des Senators für Inneres und Sport wurde geregelt, dass unbegleitete 
Minderjährige mit Duldung oder Aufenthaltsgestattung auf Antrag das vorübergehende Verlassen 
des beschränkten Aufenthaltsbereichs zur Teilnahme an Verwandtenbesuchen, Sportveranstaltun-
gen oder Ausflügen allgemein erlaubt werden kann, wenn die Jugendlichen in einer Jugendhilfe-
einrichtung untergebracht sind oder bei einer Pflegefamilie leben.8 

3.13 Drogenproblematik

Viele Gesprächspartner erwähnten von sich aus, dass einige Jugendliche in den Drogenhandel ver-
strickt seien, ohne dass sie selbst drogensüchtig wären. Es wird vermutet, dass einige Jugendliche 
gezielt nach Deutschland oder Bremen geschleust werden, um als Drogendealer zu arbeiten, bei 
anderen geht man davon aus, dass sie erst in Bremen angeworben wurden. Es besteht der Ver-
dacht, dass dies auch durch andere unbegleitete Minderjährige in der Einrichtung geschieht. Es 
gibt auch herkunftslandspezifische Besonderheiten. So geht man davon aus, dass der Handel der 
verschiedenen Drogen (Heroin, Marihuana, Haschisch, Kokain) zwischen verschiedenen Personen 
bestimmter Herkunftsländer aufgeteilt ist.

Als vor einigen Jahren das „Drogenproblem“ überhand nahm, wurde ein Lenkungskreis der Senate 
für Justiz, Inneres und Soziales gegründet, um die Kooperation zwischen den verschiedenen Behör-
den und Institutionen zu verbessern und schnelle Wege zu etablieren. Es wurde erreicht, dass Insti-
tutionen wie die Schule eingebunden wurden, die meldete, wenn ein Jugendlicher nicht in der 
Schule erschien, dass Platzverweise rigoroser umgesetzt wurden, dass Jugendstrafen schneller ver-
hängt wurden etc. Die Zusammenarbeit von Casemanagern, Vormündern, Betreuern und der Poli-
zei  wurde intensiviert,  Einzelfälle  wurden zeitnah besprochen,  der  Vormund nahm an den Ju-
gendgerichtssitzungen teil. Als schwierig stellte sich jedoch heraus, an die Strukturen im Hinter-
grund heranzukommen. Inzwischen scheint der Anteil an Jugendlichen, die mit Drogen zu tun ha-
ben, abgenommen zu haben. 

Von Seiten der Betreuer wurde berichtet, dass es schwierig sei, den Jugendlichen eine Perspektive 
aufzuzeigen und sie so von dem schnellen Geschäft mit den Drogen abzubringen. Die Jugendlichen 
seien  zum  Teil  sehr  angepasst,  würden  regelmäßig  die  Schule  besuchen,  würden  an  Gemein-
schaftsaktivitäten in der Gruppe teilnehmen, und trotzdem bestünde der Verdacht, dass sie dealen 
würden. Es sei schwer, den Jugendlichen, die zum Teil keine aufenthaltsrechtliche Perspektive sä-
hen, deutlich zu machen, dass Drogenhandel keine Alternative sei. Andererseits würde durch den 
Drogenhandel die Bleiberechtsperspektive extrem verschlechtert.

3.14 Austausch der Beteiligten

Eine Begleitgruppe „Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge“ existiert schon sehr lange. Sie trifft 
sich alle vier Wochen. Anwesend sind Amtsvormünder, Betreuer aus der Inobhutnahmestelle, Trä-
gervertreter und Casemanager. Zum Teil werden Experten dazu geladen. 

3.15 Abschiebehaft und Aufenthaltsbeendigung

Abschiebehaft: In Bremen ist durch Erlass vom 30.12.2009 geregelt, dass im Rahmen des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit stets zu prüfen sei, ob es nicht mildere Mittel gebe, die in gleicher 
Weise geeignet seien, den verfolgten Zweck zu erreichen. Sofern auf eine Inhaftnahme von min-
derjährigen, unter 18 Jahre alten Ausländern nicht verzichtet werden könne, sei von den Auslän-

8 Erlass:  Minderjährige mit geduldetem oder gestattetem Aufenthalt - Räumliche Beschränkung, im Internet unter: 
http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/e09-01-02%20Unbegleitete%20Minderj%E4hrige.pdf.
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derbehörden  das  zuständige  Jugendamt,  gegebenenfalls  das  Jugendamt  des  Haftortes,  unver-
züglich zu unterrichten. Dieses entscheide, ob und wenn ja, welche jugendpflegerischen Maßnah-
men während der Durchführung der Abschiebehaft erfolgen. Die Maßnahmen seien im Einzelfall  
zwischen den Ausländerbehörden, den Jugendämtern und den Behörden, in deren Einrichtungen 
die Abschiebehaft vollzogen wird, abzustimmen. Im Haftantrag sei genau darzulegen, warum mil-
dere Mittel zur Vermeidung von Abschiebehaft nicht geeignet seien, den angestrebten Zweck zu 
erreichen. Eine Beantragung von Abschiebungshaft für unter 14jährige sei ausgeschlossen.  9 Keiner 
der Beteiligten konnte Fälle aus den letzten Jahren nennen, bei denen unbegleitete Minderjährige 
in Haft genommen wurden.

Aufenthaltsbeendigung: Per Erlass vom 30.12.2009 wurde geregelt, dass, sofern im Ausnahmefall 
eine Abschiebung eines unbegleiteten Minderjährigen vorbereitet würde, Eltern, Verwandte oder 
sonstige Betreuungspersonen von den Ausländerbehörden zu ermitteln seien, gegebenenfalls un-
ter Einschaltung der Botschaft in dem jeweiligen Herkunftsland. Die Jugendämter seien zu unter-
richten, damit im Rahmen ihrer Möglichkeiten eine Unterstützung bei der Sicherstellung der Be-
treuung im Herkunftsland, z. B. mit Hilfe des Internationalen Sozialdienstes, erfolgen könne.10

Nach Auskunft der Gesprächsteilnehmer wurden in den letzten Jahren keine Fälle von Abschiebun-
gen unbegleiteter Minderjähriger bekannt.

4. Handlungsempfehlungen
Aufgrund der dargestellten Ergebnisse lassen sich aus Perspektive von UNHCR und Bundesfachver-
band UMF einige Empfehlungen für eine mögliche Verbesserung der Praxis im Sinne der unbeglei-
teten Minderjährigen in Bremen ableiten: 

Inobhutnahme durch das Jugendamt

Es bestehen keine sachlichen oder rechtlichen Gründe für die bestehende Regelung in Bremen, un-
begleitete Minderjährige nach ihrer Ankunft, Meldung oder ihrem Aufgriff zunächst für einige Tage 
in der Zentralen Aufnahmeeinrichtung für Asylsuchende unterzubringen, bevor sie dann in der Ju-
gendhilfe in Obhut genommen werden. Zwar werden die Minderjährigen in der ZASt in Einzelzim-
mern untergebracht und vom dortigen Personal mitbetreut, am Wochenende z.B. jedoch nur ein-
geschränkt. Dies ist insbesondere problematisch, da zu diesem Zeitpunkt ein besonderer Schutzbe-
darf noch nicht geklärt ist und den Jugendlichen unmittelbar nach der Ankunft eine besondere 
Aufmerksamkeit, Sorge und Förderung zuteil werden sollte.

Altersfestsetzung

Die Altersfestsetzung sollte durch mindestens zwei pädagogisch oder psychologisch geschulte Per-
sonen durchgeführt werden. Die Altersfestsetzung sollte neben dem äußerlichen Eindruck immer 
ein ausführliches Gespräch mit professionellem Dolmetscher beinhalten, bei dem sowohl die Bio-
graphie des Jugendlichen erfragt, als auch die psychische Reife und der erzieherische Bedarf erfasst 

9 Erlass des Senators für Inneres und Sport zu § 62 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) - Abschiebungshaft- Sonder-
regelungen für bestimmte Personengruppen, im Internet unter: 
http://www.inneres.bremen.de/sixcms/media.php/13/e09-12-09-%2062-Abschiebungshaft.pdf.

10 Erlass des Senators für Inneres und Sport zu § 58 AufenthaltsgesetzG (AufenthG)- Abschiebung – Begleitmaß-
nahmen bei der Abschiebung von unbegleiteten Minderjährigen, im Internet unter: http://www.inneres.bremen.-
de/sixcms/media.php/13/e09-12-08-%2058-Abschiebungen1.pdf.
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werden sollte. Das Gespräch und die Beobachtungen sollten ausführlich dokumentiert werden, um 
das Verfahren transparent zu machen. Sinnvoll wäre es auch, die Alterseinschätzung erst nach Ab-
stand einiger Tage vorzunehmen. 

Wird eine Person als volljährig eingeschätzt, sollte ihr das Ergebnis schriftlich in Form eines rechts -
fähigen Bescheids mitgeteilt werden, damit der Betroffene in diesem, für ihn schwerwiegenden 
Verfahren die realistische Möglichkeit hat, den Rechtsweg zu bestreiten.

Clearing

Es fällt auf, dass unterschiedliche Sichtweisen bestehen, in welchem Umfang in Bremen während 
der  Inobhutnahme  die  Jugendhilfeeinrichtung  oder  das  Jugendamt  ein  sogenanntes  Clearing 
durchführen kann und soll. Da ein ausführliches Clearingverfahren sehr zeit- und personalintensiv 
ist,  kann dieses nicht ohne zusätzliche Anstrengungen durchgeführt werden. Die Rückmeldung, 
dass es gerade in komplexen Fällen an einer Koordinierung der verschiedenen Aufgaben fehle, 
könnte u.a. darin begründet sein, dass es in Bremen kein explizites Clearingverfahren gibt. Eine 
speziell hierauf ausgerichtete Einrichtung oder Teil-Einrichtung wäre daher sinnvoll. Eine externe 
Asylverfahrensberatung sollte hier mit eingebunden werden.

Folgeunterbringung

Die Jugendhilfeeinrichtung in der Peenemünder Straße ist,  verglichen mit anderen Jugendhilfe-
einrichtungen eine relativ große Einrichtung, in der die Mehrzahl der männlichen unbegleiteten 
Minderjährigen  untergebracht  ist.  Durch  die  Schaffung  einer  weiteren  Einrichtung  der  Hans-
Wendt-Stiftung  wurde  die  Möglichkeit  einer  passgenauen  Unterbringung  schon  vergrößert.  Es 
wäre aber eine weitere Ausdifferenzierung, sowohl mit Angeboten intensiverer Betreuung und als 
auch mit stärkerer Verselbständigung, wünschenswert.

Die Unterbringung in Pflegefamilien ist eine interessante und wichtige Möglichkeit der Unterbrin-
gung und Betreuung für  Jugendliche mit  entsprechendem Bedarf.  Das  Bremer Modell  zur  Ge-
winnung und professionellen Begleitung von Pflegefamilien für unbegleitete Minderjährige ist als 
Modellprojekt sicherlich von bundesweitem Interesse.

Vormundschaft/Ergänzungspfleger

Das Mix aus verschiedene Vormundschaftsformen, wie sie in Bremen bestehen, ist sehr zu begrü-
ßen. Das Nebeneinander und insbesondere die Gewinnung und Qualifizierung von ehrenamtlichen 
Vormündern gilt es weiter zu stärken.

Für das Asylverfahren ist zu überlegen, zumindest in Einzelfällen einen Ergänzungspfleger zu be-
stellen, um den Vormund zu entlasten und dem Minderjährigen eine qualifizierte rechtliche Bera-
tung und Begleitung zu ermöglichen.

Unbegleitete Minderjährige sollten, wenn möglich, von ihrem Vormund oder Ergänzungspfleger zu 
ihrer Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge begleitet werden. Wenn dies nicht 
möglich ist, ist durch den Vormund sicherzustellen, dass der Minderjährige von einer geeigneten 
Vertrauensperson zur Anhörung begleitet wird. 

Schule

Positiv ist, dass alle unbegleiteten Minderjährigen die Möglichkeit haben, eine Schule zu besuchen 
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und einen Schulabschluss zu machen. In der Praxis besucht die überwiegende Mehrheit die Allge-
meine Berufsschule (ABS) mit der Ausrichtung „Metalltechnik“ oder „Ernährung, Hauswirtschaft 
und Textiltechnik“, obwohl beide Richtungen teilweise nicht den Berufswünschen der Jugendlichen 
zu entsprechen scheinen: es wird jedoch nur hier eine Sprachförderung angeboten. Der Wechsel in 
eine Berufsfachschule war bislang aufgrund der Sprachdefizite kaum möglich. Dies soll sich nun än-
dern, indem das Bremer und Bremerhavener IntegrationsNetz (BIN) ab Sommer Förderunterricht 
für berufsbezogenes Deutsch anbieten wird. Dies ist zu begrüßen.

Drogenproblematik

Es fiel auf, dass in Bremen das Thema „Drogen“ in allen Gesprächen eine Rolle spielte, während 
dies bei Gesprächen in anderen Bundesländern bislang nicht als spezifisches Problem auftauchte. 
Von verschiedenen Gesprächspartnern wurde der Verdacht geäußert, dass ein Teil der Jugendli-
chen gezielt zum Zwecke des Dealens nach Bremen eingeschleust wird. Hier wäre es wichtig, Er-
kenntnisse zu gewinnen, inwieweit dies zutrifft und inwieweit diese Jugendlichen die Möglichkeit 
haben, „auszusteigen“ und welche Hilfsmaßnahmen hierfür getroffen werden müssten (z.B. die ge-
schützte Unterbringung in anderen Bundesländern). Zudem scheint die Unterbringung in kleineren 
Einrichtungen (siehe oben Folgeunterbringung) günstiger, um das „Anwerben“ anderer Jugendli-
cher zu unterbinden.
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